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den Tatsachen eine andere Beurtei­
lung dieser Vereinbarungen vorzu­
nehmen. Die in einem derartigen
Schreiben mitgeteilte Ansicht bindet
zwar die innerstaatlichen Gerichte
nicht; sie stellt aber einen tatsächli­
chen Umstand dar, den diese Gerichte
bei ihrer Prüfung der Frage, ob die
betreffenden Vereinbarungen mit Ar­
tikel 85 vereinbar sind, berücksichti­
gen können.

2. Die Verbote der Artikel 85 Absatz 1
und 86 EWG-Vertrag lassen, da sie
ihrer Natur nach geeignet sind, in den
Beziehungen zwischen einzelnen un­
mittelbare Wirkungen zu erzeugen,
unmittelbar in deren Person Rechte
entstehen, welche die Gerichte der
Mitgliedstaaten zu wahren haben.
Diesen Gerichten die Zuständigkeit
hierfür unter Berufung auf Artikel 9
der Verordnung Nr. 17 abzusprechen,
würde bedeuten, daß den einzelnen
Rechte genommen würden, die ihnen
aufgrund des Vertrages selbst zuste­
hen. Somit kann der Umstand, daß
die Kommission ein Verfahren nach

Artikel 2, 3 oder 6 dieser Verordnung
eingeleitet hat, das innerstaatliche Ge­
richt, vor dem die unmittelbare Wir­
kung von Artikel 85 Absatz 1 geltend
gemacht wird, nicht davon entbinden,
seine Entscheidung zu fällen.
In diesem Fall kann das innerstaat­
liche Gericht aber seine Entscheidung
aussetzen, bis die Kommission ihr
Verfahren abgeschlossen hat, wenn
ihm dies aus Gründen der Rechtssi­
cherheit geboten erscheint.

3. Artikel 9 der Verordnung Nr. 17
setzt, indem er von der Einleitung
eines Verfahrens nach Artikel 2, 3
und 6 dieser Verordnung spricht,
einen hoheitlichen Rechtsakt der
Kommission voraus, der deren Willen
zum Ausdruck bringt, eine Entschei­
dung nach den genannten Artikeln
herbeizuführen. Ein Verwaltungs­
schreiben, durch das dem beteiligten
Unternehmen die Einstellung des ihn
betreffenden Verfahrens mitgeteilt
wird, stellt daher keine Einleitung
eines Verfahrens nach Artikel 2, 3
oder 6 der Verordnung Nr. 17 dar.

In der Rechtssache 37/79

betreffend das dem Gerichtshof gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag vom Tri­
bunal de Commerce Paris (Dritte Kammer) in dem vor diesem Gericht an­
hängigen Rechtsstreit

ANNE MARTY SA, Paris,

gegen

ESTEE LAUDER SA, Paris,

vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung von Artikel
85 EWG-Vertrag und einiger Durchführungsbestimmungen zu dieser Vor­
schrift,
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erläßt

DER GERICHTSHOF

unter Mitwirkung des Präsidenten H. Kutscher, der Kammerpräsidenten
A. O'Keeffe und A. Touffait, der Richter J. Mertens de Wilmars, P. Pesca­
tore, Mackenzie Stuart, G. Bosco, T. Koopmans und O. Due,

Generalanwalt: G. Reischl
Kanzler: A. Van Houtte

folgendes

URTEIL

Tatbestand

I — Sachverhalt und Verfahren

i. Die Firma Anne Marty, Klägerin im
Ausgangsverfahren, betreibt in Paris ein
Einzelhandelsgeschäft, in dem sie Par-
fümerieartikel verkauft.

Die am 30. März 1967 gegründete Estéé
Lauder SA, Beklagte im Ausgangsverfah­
ren, ist die französische Tochter der ka­
nadischen Gesellschaft Estéé Lauder
Cosmetics Limited. Sie befaßt sich insbe­
sondere mit dem Vertrieb, dem Verkauf,
der Einfuhr und Ausfuhr von kosmeti­
schen, Toiletten-, Hygiene- und Par-
fümerieerzeugnissen.

2. Mit zugestelltem Schreiben vom 20.
April 1978 forderte Anne Marty Estéé
Lauder auf, für sie ein Konto zu eröff­
nen, sie künftig mit Estee-Lauder-Er-
zeugnissen zu beliefern und — dement­
sprechend — ihre in dieser Aufforderung

im einzelnen dargelegte erste Bestellung
anzunehmen und auszuführen sowie die
Lieferung vorzunehmen, wobei sie mit­
teilte, daß sie den Kaufpreis sofort nach
Erhalt der Rechnung entrichten würde.

Nachdem Estéé Lauder die Ausführung
dieser Lieferung abgelehnt hatte, ließ
Anne Marty sie am 5. Mai 1978 vor das
Tribunal de Commerce Paris laden und
beantragte dort insbesondere, sie zur
Vornahme der verlangten Lieferung und
zur Zahlung von 100 000 Franken als
Schadensersatz an Anne Marty zu verur­
teilen.

Estéé Lauder beantragte am 4. Oktober
1978 in erster Linie, das Tribunal möge
die Klageanträge von Anne Marty zu­
rückweisen; hilfsweise bat sie darum,
„zu erkennen und zu entscheiden, daß
— da das Gemeinschaftsrecht auf die
Vertragsbeziehungen zwischen der Estéé
Lauder SA und ihren zugelassenen Ver-
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kaufsstellen Anwendung findet und
die Gemeinschaftsvorschriften Vertriebs­
netze, deren Verkaufsorganisation nicht
nur auf qualitative, sondern auch quanti­
tative Kriterien (gegründet ist), für zuläs­
sig erklärt haben — die von der Estéé
Lauder SA, welche Luxuserzeugnisse ver­
treibt, deren Markenimage eine bedeu­
tende Rolle spielt, ausgesprochene Ab­
lehnung rechtmäßig und begründet war".

3. Vor dem vorlegenden Gericht hat
Anne Marty geltend gemacht, die von
Estéé Lauder ausgesprochene Verkaufs­
weigerung verstoße gegen die der öffent­
lichen Ordnung dienenden Bestimmun­
gen der französischen Ordonnance vom
30. Juni 1945 und des Décret vom 24.
Juni 1958 über Verkaufsweigerungen.
Diese rechtswidrige Handhabung ver­
schaffe den Konzessionären von Estéé
Lauder zum Nachteil der anderen Ver­
käufer einen Gebietsschutz, indem sie
zur Beseitigung des Wettbewerbs in dem
Bereich führe und einer Verbesserung
der Versorgung der Kundschaft entge­
genlaufe. Nach Ansicht von Anne Marty
hat Artikel 85 des Vertrages von Rom
vorbehaltlich der in Absatz 3 vorgesehe­
nen Befreiungen ebenfalls den Grundsatz
des Verbots von Alleinvertriebsvereinba­
rungen aufgestellt. Die Estéé Lauder SA
könne sich aber keinesfalls auf Absatz 3
des Artikels 85 berufen. Anne Marty be­
tont schließlich, sie betreibe ein Ladenge­
schäft von hohem Niveau, ausgezeichne­
tem Ruf und bester Eignung.

Estéé Lauder hat auf diese Argumente
entgegnet, die ihr Vertriebssystem be­
gründenden Vereinbarungen stimmten
mit den Wettbewerbsvorschriften des
Rechts der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft, die dem innerstaatlichen
Recht vorgingen, überein. Die Verträge
zwischen Estéé Lauder und ihren zuge­
lassenen Verkaufsstellen in Frankreich
seien der Kommission mitgeteilt worden,

um in den Genuß der in Artikel 85 Ab­
satz 3 vorgesehenen Befreiung zu kom­
men. Estéé Lauder hat weiter vorgetra­
gen, diese Vereinbarungen seien im Hin­
blick auf die Gemeinschaftsvorschriften
als wirksam anerkannt worden und müß­
ten daher auch als nach innerstaatlichem
Recht wirksam angesehen werden. Hilfs­
weise hat Estéé Lauder weiter geltend
gemacht, ihre Verträge über die Einrich­
tung zugelassener Verkaufsstellen stimm­
ten mit dem innerstaatlichen französi­
schen Recht auf dem Gebiet des Wettbe­
werbs überein; sie enthielten nur solche
Bestimmungen, die den Anforderungen
der „Circulaire Fontanet" vom 30. März
1960 entsprächen, da die Vertragschlie­
ßenden ihre vertragliche Tätigkeit im ge­
genseitigen Einvernehmen zum Zweck
der Verbesserung der Versorgung des
Verbrauchers begrenzt hätten, ohne daß
die Bestimmungen jedoch Weiterver­
kaufspreise vorschrieben oder dem Geist
der freiwilligen Wettbewerbsbeschrän­
kung entstammten. Estée Lauder hat
schließlich vorgetragen, die Firma Anne
Marty befasse sich nicht in erster Linie
mit dem Verkauf von Parfümeriearti-
keln, da in ihrem Ladengeschäft mit Ge­
mischtwaren, vornehmlich Kleidungs­
stücken, gehandelt werde.

4. In seinem Vorlageurteil vertritt das
Tribunal de Commerce Paris die Auffas­
sung, die in Artikel 85 des Vertrages ent­
haltenen Vorschriften seien auf die von
Estée Lauder mit ihren zugelassenen
Verkaufsstellen in Frankreich abge­
schlossenen Vereinbarungen anwendbar.
Zur Begründung führt das Tribunal an,
die genannten Vereinbarungen enthielten
Bestimmungen, die den Verkauf und die
Belieferung beträfen (Verpflichtung der
Verkaufsstellen, die Erzeugnisse nicht an
nicht zugelassene Verkaufsstellen weiter-
zuveräußern; Verpflichtung der zugelas­
senen Verkaufsstellen, neue Erzeugnisse
ein Jahr lang nach ihrer Einführung
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nicht an eine andere zugelassene Ver­
kaufsstelle im Gemeinsamen Markt aus­
zuführen, ohne sich zuvor zu vergewis­
sern, daß diese Erzeugnisse auf dem
Markt des Bestimmungslandes von Estéé
Lauder bereits angeboten werden; für
Estée Lauder geltendes Verbot, die Er­
zeugnisse ihrer Marke an andere Abneh­
mer als die zugelassenen Verkaufsstellen
zu liefern), und erstreckten sich auf die
Länder des Gemeinsamen Marktes; das
Tribunal ist der Ansicht, die zwischen
Estée Lauder und ihren französischen
Wiederverkäufern geschlossenen Ver­
träge seien daher geeignet, den Handel
zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträch­
tigen. Das Tribunal hat weiter darauf
hingewiesen, daß die Estee-Lauder-Er-
zeugnisse nicht in Frankreich, sondern in
Belgien und Großbritannien hergestellt
würden und daß die von Estée Lauder an
ihre zugelassenen Verkaufsstellen in
Frankreich gelieferten Erzeugnisse somit
aus einem anderen Land der Gemein­
schaft eingeführt würden, was ebenfalls
den Handel zwischen den Mitgliedstaa­
ten berühre.

5. Das Tribunal de Commerce hat je­
doch ausgeführt, die Kommission habe
Estée Lauder mit eingeschriebenem Brief
vom 23. März 1977 darüber unterrichtet,
daß ihr Vertriebshändlervertrag und ihre
Bedingungen für den Verkauf in Frank­
reich als „von den Wettbewerbsvorschrif­
ten des EWG-Vertrags nicht betroffen"
angesehen werden könnten. Der voll­
ständige Text dieses Schreibens, das in
Vertretung des Direktors von Herrn R.
Mussard unterzeichnet ist, lautet wie
folgt:

„Betreff: IV/29.363 — Verkaufsorgani­
sation Estée Lauder.

Sehr geehrte Herren,

unter Bezugnahme auf die im Betreff be­
zeichnete Angelegenheit teile ich Ihnen

mit, daß der Vertriebshändlervertrag und
die von Ihrer Gesellschaft in Frankreich
angewendeten Verkaufsbedingungen un­
ter Berücksichtigung des wirtschaftlichen
Zusammenhangs, in dem sie sich auswir­
ken, als von den Wettbewerbsvorschrif­
ten des EWG-Vertrags nicht betroffen
angesehen werden können.

Ich wäre Ihnen gleichwohl verbunden,
wenn Sie mich wissen ließen, ob und in
welcher Weise Sie den Verkauf Ihrer Er­
zeugnisse in den anderen acht Ländern
der EWG organisiert haben, und mir ge­
gebenenfalls die Texte der Vereinbarun­
gen, auf die sich Ihr Verkaufsnetz in die­
sen Ländern gründet, oder aber eine ge­
naue Beschreibung ihres Inhalts übermit­
teln würden, falls die Vereinbarungen
nicht schriftlich vorliegen.

In Erwartung Ihrer umgehenden Ant­
wort verbleibe ich hochachtungsvoll ..."

6. Das Tribunal de Commerce Paris
hat über die Tragweite, die dem zitierten
Schreiben beizumessen ist, folgende Er­
wägungen angestellt:

„In der Erwägung, daß das Schreiben
der Kommission vom 23. Juli 1977 ' auf
ein Negativattest hinauszulaufen scheint,
das das Fehlen einer Zuwiderhandlung
gegen die Bestimmungen des Artikels 85
Absatz 1 des Vertrages von Rom fest­
stellt (und nicht auf eine Befreiung vom
Verbot von Absprachen gemäß Artikel
85 Absatz 3);

in der Erwägung, daß die Kommission
gemäß Artikel 9 Absatz 2 der Verord­
nung Nr. 17 des Rates der Europäischen
Gemeinschaften dafür zuständig ist, Arti­
kel 85 Absatz 1 des Vertrages von Rom
anzuwenden;

daß jedoch nach Artikel 9 Absatz 3 der­
selben Verordnung die Behörden der

1 — Richtig: 23. Mira 1977.
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URTKllURTKllURTKllURTKll.... VOMVOMVOMVOM IOIOIOIO.... 7777.... ľľľľ»»»»KOKOKOKO ———— RKCirrsSACIIKRKCirrsSACIIKRKCirrsSACIIKRKCirrsSACIIK 37373737////7777·»·»·»·»

MitgliedstaatenMitgliedstaatenMitgliedstaatenMitgliedstaaten zuständigzuständigzuständigzuständig bleibenbleibenbleibenbleiben,,,, Arti­Arti­Arti­Arti­
kelkelkelkel 85858585 AbsatzAbsatzAbsatzAbsatz 1111 anzuwendenanzuwendenanzuwendenanzuwenden,,,, solangesolangesolangesolange diediediedie
KommissionKommissionKommissionKommission keinkeinkeinkein VerfahrenVerfahrenVerfahrenVerfahren eingeleiteteingeleiteteingeleiteteingeleitet
hathathathat;;;;

inininin derderderder ErwägungErwägungErwägungErwägung,,,, daßdaßdaßdaß eineineinein NegativattestNegativattestNegativattestNegativattest
eineeineeineeine EntscheidungEntscheidungEntscheidungEntscheidung derderderder KommissionKommissionKommissionKommission dar­dar­dar­dar­
stelltstelltstelltstellt,,,, zuzuzuzu derenderenderenderen BeachtungBeachtungBeachtungBeachtung diediediedie einzel­einzel­einzel­einzel­
staatlichenstaatlichenstaatlichenstaatlichen GerichteGerichteGerichteGerichte aufgrundaufgrundaufgrundaufgrund desdesdesdes Vor­Vor­Vor­Vor­
rangsrangsrangsrangs desdesdesdes GemeinschaftsrechtsGemeinschaftsrechtsGemeinschaftsrechtsGemeinschaftsrechts vorvorvorvor dendendenden
einzelstaatlicheneinzelstaatlicheneinzelstaatlicheneinzelstaatlichen GesetzenGesetzenGesetzenGesetzen verpflichtetverpflichtetverpflichtetverpflichtet
sindsindsindsind;;;;

inininin derderderder ErwägungErwägungErwägungErwägung,,,, daßdaßdaßdaß dasdasdasdas WortWortWortWort ....Nega­Nega­Nega­Nega­
tivattest'tivattest'tivattest'tivattest' jedochjedochjedochjedoch wederwederwederweder imimimim Kopf-Kopf-Kopf-Kopf- nochnochnochnoch imimimim
HauptteilHauptteilHauptteilHauptteil desdesdesdes SchreibensSchreibensSchreibensSchreibens derderderder Kommis­Kommis­Kommis­Kommis­
sionsionsionsion vomvomvomvom 23232323.... JuliJuliJuliJuli 1977197719771977 '''' auftauchtauftauchtauftauchtauftaucht;;;;

daßdaßdaßdaß eseseses jedenfallsjedenfallsjedenfallsjedenfalls nichtnichtnichtnicht dendendenden AnscheinAnscheinAnscheinAnschein hathathathat,,,,
alsalsalsals seiseiseisei eineeineeineeine solchesolchesolchesolche NegativbescheinigungNegativbescheinigungNegativbescheinigungNegativbescheinigung
GegenstandGegenstandGegenstandGegenstand derderderder nachnachnachnach dendendenden ArtikelnArtikelnArtikelnArtikeln 19191919
AbsatzAbsatzAbsatzAbsatz 3333 undundundund 21212121 AbsatzAbsatzAbsatzAbsatz 1111 derderderder Verord­Verord­Verord­Verord­
nungnungnungnung NrNrNrNr.... 17171717 erforderlichenerforderlichenerforderlichenerforderlichen Veröffentli­Veröffentli­Veröffentli­Veröffentli­
chungchungchungchung imimimim AmtsblattAmtsblattAmtsblattAmtsblatt derderderder EuropäischenEuropäischenEuropäischenEuropäischen
GemeinschaftenGemeinschaftenGemeinschaftenGemeinschaften gewesengewesengewesengewesen;;;;

daßdaßdaßdaß diediediedie EinleitungEinleitungEinleitungEinleitung desdesdesdes VerfahrensVerfahrensVerfahrensVerfahrens imimimim
SinneSinneSinneSinne vonvonvonvon ArtikelArtikelArtikelArtikel 9999 AbsatzAbsatzAbsatzAbsatz 3333 derderderder Ver­Ver­Ver­Ver­
ordnungordnungordnungordnung NrNrNrNr.... 17171717 ———— ebensoebensoebensoebenso wiewiewiewie dessendessendessendessen
AbwicklungAbwicklungAbwicklungAbwicklung oderoderoderoder AbschlußAbschlußAbschlußAbschluß ———— nichtnichtnichtnicht klarklarklarklar
ersichtlichersichtlichersichtlichersichtlich istististist..."..."..."..."

7777.... DasDasDasDas TribunalTribunalTribunalTribunal dededede CommerceCommerceCommerceCommerce ParisParisParisParis
warwarwarwar derderderder AuffassungAuffassungAuffassungAuffassung,,,, daßdaßdaßdaß diediediedie obenobenobenoben
wiedergegebenenwiedergegebenenwiedergegebenenwiedergegebenen GründeGründeGründeGründe erheblicheerheblicheerheblicheerhebliche ge­ge­ge­ge­
meinschaftsrechtlichemeinschaftsrechtlichemeinschaftsrechtlichemeinschaftsrechtliche SchwierigkeitenSchwierigkeitenSchwierigkeitenSchwierigkeiten
hervortretenhervortretenhervortretenhervortreten lassenlassenlassenlassen,,,, undundundund hathathathat mitmitmitmit UrteilUrteilUrteilUrteil
vomvomvomvom 28282828.... FebruarFebruarFebruarFebruar 1979197919791979 entschiedenentschiedenentschiedenentschieden,,,, dasdasdasdas
VerfahrenVerfahrenVerfahrenVerfahren auszusetzenauszusetzenauszusetzenauszusetzen undundundund demdemdemdem Ge­Ge­Ge­Ge­
richtshofrichtshofrichtshofrichtshof diediediedie folgendenfolgendenfolgendenfolgenden FragenFragenFragenFragen zurzurzurzur Vor­Vor­Vor­Vor­
abentscheidungabentscheidungabentscheidungabentscheidung vorzulegenvorzulegenvorzulegenvorzulegen::::

„„„„1111.... StelltStelltStelltStellt dasdasdasdas SchreibenSchreibenSchreibenSchreiben derderderder KommissionKommissionKommissionKommission
derderderder EuropäischenEuropäischenEuropäischenEuropäischen GemeinschaftenGemeinschaftenGemeinschaftenGemeinschaften
vomvomvomvom 23232323.... JuliJuliJuliJuli 1977197719771977 ((((dreiundzwanzig­dreiundzwanzig­dreiundzwanzig­dreiundzwanzig­
sterstersterster JuliJuliJuliJuli neunzehnhundertsiebenund-neunzehnhundertsiebenund-neunzehnhundertsiebenund-neunzehnhundertsiebenund-
siebzigsiebzigsiebzigsiebzig)))) '''',,,, inininin demdemdemdem dasdasdasdas WortWortWortWort ....Nega­Nega­Nega­Nega­
tivattest'tivattest'tivattest'tivattest' nichtnichtnichtnicht vorkommtvorkommtvorkommtvorkommt undundundund dasdasdasdas of­of­of­of­
fenbarfenbarfenbarfenbar übersandtübersandtübersandtübersandt wurdewurdewurdewurde,,,, ohneohneohneohne daßdaßdaßdaß

diediediedie inininin derderderder VerordnungVerordnungVerordnungVerordnung NrNrNrNr.... 17171717 vorge­vorge­vorge­vorge­
schriebeneschriebeneschriebeneschriebene VeröffentlichungVeröffentlichungVeröffentlichungVeröffentlichung stattge­stattge­stattge­stattge­
fundenfundenfundenfunden hättehättehättehätte,,,, eineineinein NegativattestNegativattestNegativattestNegativattest dardardardar????

2222.... StelltStelltStelltStellt,,,, fallsfallsfallsfalls diediediedie ersteersteersteerste FrageFrageFrageFrage bejahtbejahtbejahtbejaht
wirdwirdwirdwird,,,, dasdasdasdas SchreibenSchreibenSchreibenSchreiben vomvomvomvom dreiund­dreiund­dreiund­dreiund­
zwanzigstenzwanzigstenzwanzigstenzwanzigsten JuliJuliJuliJuli neunzehnhundert-neunzehnhundert-neunzehnhundert-neunzehnhundert-
siebenundsiebzigsiebenundsiebzigsiebenundsiebzigsiebenundsiebzig '''' eineeineeineeine EntscheidungEntscheidungEntscheidungEntscheidung
derderderder KommissionKommissionKommissionKommission dardardardar,,,, diediediedie DrittenDrittenDrittenDritten
entgegengehaltenentgegengehaltenentgegengehaltenentgegengehalten werdenwerdenwerdenwerden kannkannkannkann undundundund
fürfürfürfür diediediedie GerichteGerichteGerichteGerichte derderderder MitgliedstaatenMitgliedstaatenMitgliedstaatenMitgliedstaaten
derderderder GemeinschaftGemeinschaftGemeinschaftGemeinschaft bindendbindendbindendbindend istististist????

3333.... FallsFallsFallsFalls diediediedie ersteersteersteerste oderoderoderoder diediediedie zweitezweitezweitezweite FrageFrageFrageFrage
verneintverneintverneintverneint wirdwirdwirdwird:::: HatHatHatHat eineeineeineeine EinleitungEinleitungEinleitungEinleitung
desdesdesdes VerfahrensVerfahrensVerfahrensVerfahrens imimimim SinneSinneSinneSinne vonvonvonvon ArtikelArtikelArtikelArtikel
9999 AbsatzAbsatzAbsatzAbsatz 3333 derderderder VerordnungVerordnungVerordnungVerordnung NrNrNrNr.... 17171717
stattgefundenstattgefundenstattgefundenstattgefunden,,,, undundundund welcheswelcheswelcheswelches sindsindsindsind diediediedie
StellenStellenStellenStellen,,,, diediediedie gegenwärtiggegenwärtiggegenwärtiggegenwärtig fürfürfürfür diediediedie An­An­An­An­
wendungwendungwendungwendung desdesdesdes ArtikelsArtikelsArtikelsArtikels 85858585 AbsatzAbsatzAbsatzAbsatz 1111
desdesdesdes VertragesVertragesVertragesVertrages zuständigzuständigzuständigzuständig sindsindsindsind?"?"?"?"

8888.... DasDasDasDas VorlageurteilVorlageurteilVorlageurteilVorlageurteil istististist amamamam 2222.... MärzMärzMärzMärz
1979197919791979 inininin dasdasdasdas RegisterRegisterRegisterRegister derderderder KanzleiKanzleiKanzleiKanzlei desdesdesdes Ge­Ge­Ge­Ge­
richtshofesrichtshofesrichtshofesrichtshofes eingetrageneingetrageneingetrageneingetragen wordenwordenwordenworden....

GemäßGemäßGemäßGemäß ArtikelArtikelArtikelArtikel 20202020 desdesdesdes ProtokollsProtokollsProtokollsProtokolls überüberüberüber
diediediedie SatzungSatzungSatzungSatzung desdesdesdes GerichtshofesGerichtshofesGerichtshofesGerichtshofes derderderder EWGEWGEWGEWG
habenhabenhabenhaben diediediedie EstéeEstéeEstéeEstée LauderLauderLauderLauder SASASASA,,,, BeklagteBeklagteBeklagteBeklagte imimimim
AusgangsverfahrenAusgangsverfahrenAusgangsverfahrenAusgangsverfahren,,,, vertretenvertretenvertretenvertreten durchdurchdurchdurch
RechtsanwaltRechtsanwaltRechtsanwaltRechtsanwalt CCCC.... LebelLebelLebelLebel,,,, zugelassenzugelassenzugelassenzugelassen beibeibeibei
derderderder CourCourCourCour d'Appeld'Appeld'Appeld'Appel ParisParisParisParis,,,, diediediedie FranzösischeFranzösischeFranzösischeFranzösische
RepublikRepublikRepublikRepublik sowiesowiesowiesowie diediediedie KommissionKommissionKommissionKommission derderderder
EuropäischenEuropäischenEuropäischenEuropäischen GemeinschaftenGemeinschaftenGemeinschaftenGemeinschaften,,,, vertretenvertretenvertretenvertreten
durchdurchdurchdurch ihrenihrenihrenihren RechtsberaterRechtsberaterRechtsberaterRechtsberater JJJJ.... TempleTempleTempleTemple
LangLangLangLang undundundund HerrnHerrnHerrnHerrn JJJJ....-F-F-F-F.... VerstryngeVerstryngeVerstryngeVerstrynge,,,, Mit­Mit­Mit­Mit­
gliedgliedgliedglied desdesdesdes JuristischenJuristischenJuristischenJuristischen DienstesDienstesDienstesDienstes derderderder Kom­Kom­Kom­Kom­
missionmissionmissionmission,,,, alsalsalsals BevollmächtigteBevollmächtigteBevollmächtigteBevollmächtigte,,,, schriftlicheschriftlicheschriftlicheschriftliche
ErklärungenErklärungenErklärungenErklärungen abgegebenabgegebenabgegebenabgegeben....

AufAufAufAuf BerichtBerichtBerichtBericht desdesdesdes BerichterstattersBerichterstattersBerichterstattersBerichterstatters undundundund
nachnachnachnach AnhörungAnhörungAnhörungAnhörung desdesdesdes GeneralanwaltsGeneralanwaltsGeneralanwaltsGeneralanwalts hathathathat
derderderder GerichtshofGerichtshofGerichtshofGerichtshof beschlossenbeschlossenbeschlossenbeschlossen,,,, ohneohneohneohne vorhe­vorhe­vorhe­vorhe­
rigerigerigerige BeweisaufnahmeBeweisaufnahmeBeweisaufnahmeBeweisaufnahme inininin diediediedie mündlichemündlichemündlichemündliche
VerhandlungVerhandlungVerhandlungVerhandlung einzutreteneinzutreteneinzutreteneinzutreten....

IIII ———— RichtigRichtigRichtigRichtig:::: 23232323.... MärzMärzMärzMärz 1977197719771977.... IIII ———— RichtigRichtigRichtigRichtig:::: 23232323.... MärzMärzMärzMärz 1977197719771977....

2486248624862486



MARTY / LAUDER

II — Gemäß Artikel 20 des Pro­
tokolls über die Satzung
des Gerichtshofes der EWG
abgegebene schriftliche Er­
klärungen

A — Erklärungen der Estéé Lauder SA

1. Verkaufsorganisation der Firma Estéé
Lauder

Estéé Lauder legt dar, ihre Verkaufsor­
ganisation beruhe auf qualitativen und
quantitativen Auswahlkriterien.

Die qualitative Auswahl beruhe auf dem
besonderen Charakter der Luxusparfüm­
industrie, deren Ziel es sei, einer an die­
ser Art von Erzeugnissen interessierten
Kundschaft die von ihr geschätzte
Umgebung sowie ein spezialisiertes und
fachkundiges Personal zu ihrer Bedie­
nung zur Verfügung zu stellen, sie beim
Treffen ihrer Wahl zu beraten und ihr
dabei zu helfen, die von ihr gewünschten
Erzeugnisse von hoher Qualität richtig
zu beurteilen.

Die quantitative Auswahl beruhe auf der
Notwendigkeit, die Rentabilität der Ver­
kaufsstellen zu steigern, die beträchtlich
sein müsse, um das von der Kundschaft
verlangte Niveau aufrechterhalten und
die Ausstattung der jeweiligen Modeent­
wicklung entsprechend erneuern zu kön­
nen. Diese quantitative Auswahl gestatte
es auch, den zugelassenen Verkaufsstel­
len eine Rentabilität gerade dadurch zu
gewährleisten, daß der Verkauf dieser
Erzeugnisse, für welche sich nur eine be­
stimmte Kundschaft interessiere, be­
schränkt werde. Schließlich würde eine
breite Streuung die Erzeugnisse abwerten
und sich international auswirken.

Bei den von den zugelassenen Verkaufs­
stellen im Rahmen des von Estéé Lauder
aufgestellten Mustervertrags eingegange­
nen Verpflichtungen handele es sich um
folgende:

„— die Verpflichtung, die Erzeugnisse
nur an einer bestimmten Stätte und
lediglich an Endverbraucher zu ver­
äußern;

— die genannte Verkaufsstätte, ihre
Einrichtung und die anderen dort
angebotenen Waren müßten alle­
samt bestimmten Kriterien entspre­
chen;

— die Verpflichtung, sämtliche Er­
zeugnisse des Herstellers im Ange­
bot zu führen;

— die Verpflichtung, das Demonstra­
tionsmaterial ständig bereitzuhalten
sowie die Warenständer, Schaupak-
kungen und anderen Objekte der
,Werbung an der Verkaufsstätte' an
einem guten Platz in den inneren
und äußeren Schaufenstern auszu­
stellen;

— die Verpflichtung, eine ausreichende
Anzahl jedes Artikels vorrätig zu
haben, um so die Bedienung der
Kundschaft ständig gewährleisten
zu können;

— die Verpflichtung, einen Mindest­
umsatz zu erzielen;

— die der zugelassenen Verkaufsstelle
angebotene Möglichkeit, sich für
ihre Bestellungen bei einem auslän­
dischen Tochterunternehmen ihrer
Wahl einzudecken;

— die Verpflichtung, mit besonderer
Sorgfalt auf die Frische der angebo­
tenen Erzeugnisse zu achten".

Die den Hersteller betreffenden Ver­
tragsbestimmungen machten es diesem
zur Pflicht,

,,— die Erzeugnisse seiner Marke nicht
an andere als die zugelassenen Ver­
kaufsstellen zu liefern;

— diesen durch Bereitstellung des not­
wendigen Dokumentations- und
Werbematerials Hilfe zu leisten;
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— die ständige Fortbildung des Perso­
nals der Einzelhändler in wirksamer
Weise zu gewährleisten".

2. Anwendbarkeit von Artikel 85
Absatz 3

Nach Ansicht Estée Lauders hat Artikel
85 Absatz 3 unbestreitbar auf die von ih­
rer Verkaufsorganisation geschaffenen
Beschränkungen Anwendung zu finden.

Die Produktion werde insbesondere in­
folge der Befähigung der zugelassenen
Einzelhändler verbessert, die eine bessere
Information des Herstellers über die Be­
dürfnisse und den Geschmack der Kund­
schaft sowie die Marktlage erlaube.

Auch die Verteilung werde aufgrund die­
ser Fachkundigkeit der zugelassenen
Einzelhändler und des Niveaus, das sie
der Kundschaft böten, verbessert. Die
quantitative Auswahl der Händler trage
zu dieser Verbesserung bei, indem sie
eine Rentabilität der Verkaufsstellen ge­
währleiste, die den Einzelhändlern allen
Spielraum gebe, um die für die Aus­
übung eines Handels mit Luxusartikeln
notwendigen Investitionen zu tätigen.

Den Verbrauchern fließe aus zwei Grup­
pen von Gründen eine angemessene Be­
teiligung an dem aus dieser Organisation
entstehenden Gewinn zu:

— Zunächst hätten sie die von ihnen ge­
wünschte Umgebung sowie ständig
verbesserte und authentische Erzeug­
nisse zur Verfügung und könnten si­
cher sein, daß sich diese Erzeugnisse
in allerfrischstem Zustand befänden.

— Ihnen bleibe aber auch das Anwach­
sen der Verteilungskosten erspart, zu
dem es bei einer unkontrollierten
Verteilung zwangsläufig kommen
müsse.

Denn zu den Vereinbarungen zwischen
dem Hersteller und seinen Wiederver-
käufern gehöre es, daß der Hersteller

den Wiederverkäufern eine echte Ver­
kaufshilfe gewähre, die kostspielig sei
und die Aushändigung von Werbetafeln,
allerlei Material und Warenproben um­
fasse.

Werde der Hersteller gezwungen, seine
Erzeugnisse an jede Parfumerie zu lie­
fern, die sie bei ihm bestelle, müßte er —
im Interesse des Ansehens der Marke —
dieselben Leistungen allen Wiederverkäu­
fern gewähren, was bedeute, daß die Ko­
sten der Werbung an der Verkaufsstätte
und die Rücknahmen von Waren in
einem Ausmaß zunehmen würden, wel­
ches bei Geschäftsbeziehungen mit nur
geringem Umsatz eine beträchtliche
Höhe erreichen würde. Diese neuen
Belastungen würden nicht ohne Auswir­
kung auf die Verkaufspreise bleiben.

Statt dieser ungeordneten allgemeinen
Verbreitung wachten die Hersteller in
dem gesamten Gebiet, in dem sie vertre­
ten seien, sorgfältig über die Entwick­
lung dessen, wofür sich die Bezeichnung
„verfügbare Kaufkraft" („richesse vive")
eingebürgert habe.

Die verfügbare Kaufkraft einer Gegend
liege in der Menge Geldes, die in einer
Gegend für Käufe verwendet werden
könne, man könne auch sagen, in dem
Ausgabenpotential der Gegend.

Die verfügbare Kaufkraft werde ausge­
hend vom tatsächlichen Verbrauch der
Einzelhaushalte bei einer bestimmten An­
zahl von Waren berechnet. Schönheits­
und Toilettenerzeugnisse sowie Parfüms
stellten bei den nicht der Ernährung die­
nenden Erzeugnissen eine besondere Ka­
tegorie dar; für diese Kategorie gestatte
der Richtwert der verfügbaren Kaufkraft
den Unternehmen, entsprechend der
Entwicklung neue Verkaufsstellen zu
eröffnen und dabei den exakten Mög­
lichkeiten des Marktes für die genannten
Artikel Rechnung zu tragen (siehe den
beiliegenden Auszug aus dem „Proscop"
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zur Berechnung der verfügbaren Kauf­
kraft).

Allein der Hersteller könne unter Be­
rücksichtigung der Daten, die sich so­
wohl aus den von der Konkurrenz unter­
nommenen Anstrengungen als auch aus
den Angaben seiner Vertreter ergäben,
ermitteln, welche neuen Verkaufsstellen
nach seinem Dafürhalten zu Quellen
eines zusätzlichen Umsatzes werden
könnten. Unvereinbar damit sei die Ver­
pflichtung, jeder Aufforderung zur
Eröffnung eines Kundenkontos nach­
kommen zu müssen.

Aus den vorstehenden Erläuterungen er­
gebe sich, daß die fraglichen Beschrän­
kungen unerläßlich seien. Schließlich sei
für einen wesentlichen Teil der betref­
fenden Waren der Wettbewerb nicht
ausgeschaltet.

3. Die französischen Rechtsvorschriften
über die Verkaufsweigerung

Der Umstand, daß in einem der Länder
der Gemeinschaft eine Bestimmung zur
strafrechtlichen Sanktionierung der Ver-
itauisweigerung — Artikel 37 der fran­
zösischen Ordonnance vom 30. Juni
1945 — bestehe, schaffe eine Verzerrung
des Wettbewerbs zum Nachteil derjeni­
gen Unternehmen, die in diesem Land
ihren Sitz hätten. Im Gegensatz zu ande­
ren Ländern, die eine differenziertere
rechtliche Lösung gewählt hätten, sei
Frankreich das einzige unter den Mit­
gliedsländern der Gemeinschaft, in dem
ein allgemeines Verbot der Verkaufswei­
gerung gelte. Dieser Unterschied in den
rechtlichen Bestimmungen bewirke eine
Verfälschung des Wettbewerbs innerhalb
des Gemeinsamen Marktes: Zum einen
hingen die Kosten der Verteilung von
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften
über die Verkaufsweigerung ab; zum an­
deren könne es bei der Entwicklung der
Produktion eines Herstellers durch For­
derungen nach Eröffnung von Kunden­

konten, die keine Umsatzsteigerungen
brächten, zu schweren Störungen kom­
men, die die Wettbewerbsposition dieses
Herstellers schwächten.

4. Die von der Kommission an Estéé
Lauder gerichteten Schreiben

Estée Lauder trägt vor, ihre Verkaufsor­
ganisation sei außer dem vom Vorlage­
gericht erwähnten Schreiben vom 23.
März 1977 Gegenstand eines zweiten
Schreibens der Kommission vom 8. Juni
1978 gewesen, das unter derselben
Adresse wie Estée Lauder an Clinique
Laboratoires SARL gerichtet gewesen
sei. Dieses Schreiben, das in Vertretung
des abwesenden Direktors von dem Be­
rater R. Mussard unterzeichnet worden
sei, laute wie folgt:

„Betreff: IV/29.357 — Verkaufsorgani­
sation der Clinique-Parfümerieerzeug-
nisse.

Sehr geehrte Herren,

unter Bezugnahme auf die in Ihren
Schreiben vom 6. April 1977 und vom
28. März 1978 enthaltenen Angaben
über den Verkauf Ihrer Erzeugnisse in
der EWG, teile ich Ihnen mit, daß das
Verfahren ohne weiteres eingestellt wor­
den ist.

(Grußformel)."

5. Tragweite und Wesen der Schreiben
der Kommission

Estée Lauder bezieht sich auf das Urteil
des Gerichtshofes vom 15. März 1967 in
der Rechtssache Aktiengesellschaft Cimen­
teries CBR und andere, Slg. 1967, 99,
und macht geltend, die oben zitierten
Schreiben stellten Maßnahmen der Kom­
mission dar, mit denen dieses Gemein­
schaftsorgan auf unverkennbare Weise
die Bedingungen für die Anwendung des
selektiven Vertriebssystems von Estée
Lauder im Gemeinsamen Markt festge­
legt habe. Nach Ansicht von Estée Lau-
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der stellen diese Schreiben eine Entschei­
dung dar, die mit derjenigen vergleichbar
sei, die die anderen Unternehmen dieses
Industriezweiges erhalten hätten. Hin­
sichtlich dieses Punktes bezieht sich
Estéé Lauder auf die Schreiben, die von
der Kommission an andere Hersteller
von Parfümerieerzeugnissen, insbeson­
dere an die Firma Rochas, gerichtet wor­
den seien und von denen im Rahmen der
verbundenen Rechtssachen 253/78 und 1
bis 3/79 die Rede gewesen sei. In diesen
Schreiben erwähne die Kommission ins­
besondere, daß sie die von ihr genehmig­
ten Verträge weiterhin überwache und
daß die Gesellschaften, die sie verwende­
ten, das ihnen von der Gemeinschaftsbe­
hörde eingeräumte Recht nicht mißbrau­
chen dürften. Dieser Teil der genannten
Schreiben falle unter Artikel 8 der Ver­
ordnung Nr. 17, der sich mit Artikel 85
Absatz 3 befasse. Es sei daher der Schluß
zu ziehen, daß die genannten Schreiben
formlose Freistellungsentscheidungen
darstellten. Da davon auszugehen sei,
daß Estéé Lauder dieselbe Rechtsstellung
wie die anderen Unternehmen der
Branche genieße, welche eines der ge­
nannten Schreiben erhalten hätten,
müsse man auch die Schreiben vom 23.
März 1977 und vom 8. Juni 1978 als
„formlose Freistellungsentscheidungen"
im Sinne von Artikel 85 Absatz 3 ausle­
gen.

Estéé Lauder kommt daher zu dem Er­
gebnis, die Antwort auf die dem Ge­
richtshof gestellten Fragen solle wie folgt
lauten :

„Die Schreiben der Kommission vom 23.
März 1977 und vom 8. Juni 1978 stellen
zusammen eine formlose Entscheidung
dar, die eine Freistellung im Sinne von
Artikel 85 Absatz 3 EWG-Vertrag zum
Inhalt hat, welche für sämtliche Verträge
der Firma Estéé Lauder über den qualita­
tiven und quantitativen selektiven Ver­
trieb gilt."

B — Erklärungen der Französischen Re­
publik

Die Französische Republik trägt zu­
nächst vor, die Rechtssache sei im weite­
ren Zusammenhang des Vertriebs von
Parfümerieerzeugnissen zu sehen, der
bereits Gegenstand der verbundenen
Rechtssachen 253/78 und 1 bis 3/79 sei.

Zur ersten Frage

Nach Ansicht der Französischen Repu­
blik wirft die Antwort auf diese erste
Frage im Hinblick auf Artikel 2 der Ver­
ordnung Nr. 17 einige Schwierigkeiten
auf. Es gebe zwei mögliche Antworten :

a) Es könne so aussehen, als entspreche
das von der Kommission an Estéé Lau­
der gerichtete Schreiben der in Artikel 2
der Verordnung Nr. 17 enthaltenen De­
finition des Negativattests. Die Kommis­
sion stelle nämlich in diesem Schreiben
auf einen Antrag des Unternehmens hin
fest, daß sie nach den ihr bekannten Tat­
sachen keinen Anlaß mehr sehe, ge­
genüber Vereinbarungen, die ihr unter­
breitet worden seien, aufgrund von Arti­
kel 85 Absatz 1 und 86 des Vertrages
einzuschreiten.

Es sei indes die Frage nach der rechtli­
chen Qualifizierung zu erheben, die die­
sem „Negativattest", welches das Schrei­
ben vom 23. März 1977 darstelle, zu­
komme. Denn:

— Es handele sich um ein nicht ord­
nungsgemäßes Attest, da die Kom­
mission nicht das in der Verordnung
Nr. 17 vorgesehene Verfahren beach­
tet habe (Anhörung des Beratenden
Ausschusses 'für Kartell- und Mono­
polfragen, Veröffentlichung des An­
trags zwecks Entgegennahme der Be­
merkungen betroffener Dritter).

— Dieses „Attest" könne gegenüber
Dritten nicht als endgültig angesehen
werden, da es nicht Gegenstand der
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in Artikel 21 Absatz 1 vorgesehenen
Veröffentlichung gewesen sei.

b) Nach Ansicht der Französischen Re­
publik besteht eher Anlaß, das Schreiben
vom 23. März 1977 nicht als Negativat­
test anzusehen.

Denn zum einen folge aus dem Wortlaut
des Artikels 2 der Verordnung Nr. 17,
daß die Kommission ein solches Attest
erteilen könne, wenn ein entsprechender
Antrag gestellt werde, daß sie hierzu je­
doch keineswegs verpflichtet sei. Man
könne daher nicht ausschließen, daß die
Kommission einen Vorgang abschließe,
ohne ein förmliches Negativattest zu er­
teilen, was sie im übrigen des öfteren tue.
Zum anderen habe die Kommission ihr
Schreiben niemals als amtliches Negativ­
attest bezeichnet und keine der in der
Verordnung Nr. 17 vorgesehenen Ver­
fahrensvorschriften darauf angewandt.
Mögliche Mängel des von der Kommis­
sion angewendeten Verfahrens könnten
der Firma Estéé Lauder zwar nicht ent­
gegengehalten werden; es sei jedoch nur
dann wünschenswert, das Vorliegen
eines Negativattests anzunehmen, wenn
dieses Attest endgültig Rechte zugunsten
des Antragstellers begründet habe. Dies
aber könne, wie oben dargelegt, nicht
der Fall sein, da das streitige Attest nicht
veröffentlicht worden sei und daher von
Dritten in Frage gestellt werden könne.

Zur zweiten Frage

Diese Frage sei nur erheblich, wenn die
erste Frage bejaht werde. Die Französi­
sche Republik hält es, obgleich sie vor­
schlägt, die erste Frage zu verneinen, für
zweckdienlich, einige Argumente für den
Fall vorzutragen, daß der Gerichtshof
der Auffassung sei, es müsse anders ent­
schieden werden.

Zur Beantwortung der zweiten Frage sei
es angebracht, eine Unterscheidung zwi­
schen dem allgemeinen Problem und
dem vorliegenden Fall zu treffen.

a) Im vorliegenden Fall könne man un­
möglich davon ausgehen, daß das
Schreiben vom 23. März 1977 Dritten
endgültig entgegengehalten werden
könnte, da es in keiner Weise veröffent­
licht worden sei. Man müsse folglich der
Firma Marty das Recht zuerkennen, das
Negativattest einredeweise anzugreifen,
und es sei Sache des vom Tribunal de
Commerce angerufenen Gerichtshofes,
festzustellen, daß dieses Attest nicht ord­
nungsgemäß sei.

b) Die allgemeine Frage, ob ein
Negativattest für die einzelstaatlichen
Gerichte bei der Anwendung der Artikel
85 Absatz 1 und 86 des Vertrages von
Rom verbindlich ist, werfe einige
Schwierigkeiten auf.

Wenn es auch zutreffe, daß die Gerichte
„Behörden der Mitgliedstaaten" im
Sinne von Artikel 9 Absatz 3 der Ver­
ordnung Nr. 17 seien (s. z. B. Rechts­
sache 43/69, Slg. 1970, 127), so sei doch
einzuräumen, daß eine derartige Qualifi­
zierung der Gerichte weniger auf der
Hand liege, wenn diese lediglich inziden­
ter über Wettbewerbsfragen zu entschei­
den hätten.

Im Hinblick darauf und selbst unter Be­
rücksichtigung des Umstands, daß die
unmittelbare Anwendbarkeit der Bestim­
mungen des Artikels 85 Absatz 1 in den
Mitgliedstaaten eindeutig sei, müsse man
— wie die Französische Republik betont
— auf das Rechtssicherheitsbedürfnis der
Unternehmen Rücksicht nehmen.

Zur dritten Frage

Artikel 9 der Verordnung Nr. 17 ent­
halte die Zuständigkeitsregeln für die
Anwendung der Artikel 85 und 86 und
sehe in Absatz 3 insbesondere vor, daß
die Behörden der Mitgliedstaaten zu­
ständig blieben, Artikel 85 Absatz 1 und
Artikel 86 anzuwenden, „solange die
Kommission kein Verfahren nach Artikel
2, 3 oder 6 eingeleitet hat."
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Es scheine trotz des Streits der Lehrmei­
nungen über den Begriff der Einleitung
eines Verfahrens wünschenswert, sich in
dieser Frage an die vom Gerichtshof in
dem Urteil 48/72, „Haecht II", Slg. 1973,
77, bestätigte Auffassung der Kommis­
sion zu halten, nach der sich die Einlei­
tung eines Verfahrens aus einem beson­
deren, zu diesem Zweck erlassenen
Rechtsakt ergebe, der den Betroffenen
und den Behörden der Mitgliedstaaten
mitgeteilt worden sei. In der vorliegen­
den Rechtssache habe die Kommission
keinen Rechtsakt dieser Art erlassen.

Im vorliegenden Fall bestünden daher
keine Zweifel, daß das Tribunal de
Commerce dafür zuständig sei, in dem
ihm unterbreiteten Rechtsstreit Artikel 85
Absatz 1 EWG-Vertrag anzuwenden.

Sollte der Gerichtshof der Ansicht sein,
es sei ein „Verfahren" im Sinne von Ar­
tikel 9 Absatz 3 „eingeleitet" worden,
wäre die Rechtslage dieselbe wie die von
der zweiten Frage unter b aufgeworfene.

C — Erklärungen der Kommission

Die Kommission schildert zu Beginn
kurz das Verwaltungsverfahren, das sie
hinsichtlich der von Estéé Lauder abge­
schlossenen Vereinbarungen angewendet
habe. In dieser Darstellung heißt es,
Estéé Lauder habe am 11. Januar 1977
ihren Vertriebshändlervertrag sowie die
im Verhältnis zu ihren Einzelhändlern in
Frankreich angewendeten allgemeinen
Verkaufsbedingungen der Kommission
mitgeteilt. Da sich diese Vereinbarungen
an die Haltung anschlössen, die die
Kommission gegenüber den in der
Parfümindustrie gehandhabten selektiven
Vertriebssystemen einnehme, habe die
Kommission das den Gegenstand der
Vorlagefragen bildende Schreiben vom
23. März 1977 an Estéé Lauder gerich­
tet. Auf Aufforderung der Kommission
habe Estéé Lauder auch klargestellt, daß
der Vertrieb ihrer Erzeugnisse in den an­

deren acht Mitgliedstaaten der EWG
von Tochterunternehmen durchgeführt
werde, die gegenüber ihren jeweiligen
Vertragshändlern Vereinbarungen prak­
tizierten, die denjenigen glichen, die
Estéé Lauder in Frankreich benutze. Mit
Schreiben vom 8. Juni 1978 habe die
Kommission Estéé Lauder daher davon
unterrichtet, daß sie den Vorgang abge­
schlossen habe. Zu keinem Zeitpunkt
habe die Kommission in dieser die von
Estéé Lauder mitgeteilten Vereinbarun­
gen betreffenden Angelegenheit das Ver­
fahren im Sinne von Artikel 9 Absatz 3
der Verordnung Nr. 17 eingeleitet.

Zur ersten Frage

Die Kommission meint, das mit der er­
sten Vorlagefrage aufgeworfene Problem
umfasse zwei Aspekte: Der eine liege in
der Frage nach der Rechtsnatur des
Schreibens und im vorliegenden Fall ins­
besondere danach, ob dieses Schreiben
eine Entscheidung im Sinne von Artikel
189 Absatz 4 EWG-Vertrag sei; der
zweite Aspekt liege in der Frage nach
dem Gegenstand dieses Schreibens und
im vorliegenden Fall danach, ob das
Schreiben die Erteilung eines Negativ­
attests im Sinne von Artikel 2 und der
sechsten Begründungserwägung der Ver­
ordnung Nr. 17 zum Gegenstand habe.

1. Rechtsnatur des Schreibens

Die Kommission bezieht sich auf die De­
finition des Begriffs „Entscheidung", die
der Gerichtshof in den Urteilen Forges de
Chatillon, Slg. 1966, 529, 544, und Hen-
ricot, Slg. 1963, 467, 483 f., sowie in dem
Urteil CBR (Zement—Rechtssachen), Slg.
1967, 99, 122 f., vorgenommen habe,
und vertritt die Ansicht, dem Schreiben
vom 23. März 1977 fehle es an mehreren
der Voraussetzungen, die dafür notwen­
dig seien, es als eine „Entscheidung" im
Sinne von Artikel 189 Absatz 4 EWG-
Vertrag anzusehen.
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a) Zuständigkeit

Das fragliche Schreiben sei von einem
Beamten der Generaldirektion IV unter­
zeichnet worden, der den Direktor der
Direktion IV/B vertreten habe. Von
einer solchen Person könne unter keinen
Umständen gesagt werden, sie besitze die
Zuständigkeit zum Erlaß einer Entschei­
dung im Sinne von Artikel 2 der Verord­
nung Nr. 17. In dem Schreiben sei auch
nicht die Rede davon, daß dieser Beamte
mit verpflichtender Wirkung für die
Kommission handele oder hierzu beauf­
tragt sei; es sei nicht einmal erwähnt,
daß er die Ansicht der Kommission aus­
drücke.

Die Geschäftsordnung der Kommission,
deren Artikel 27 die Übertragung von
Befugnissen regele, sei im Amtsblatt L
199 vom 30. Juli 1975, S. 43, veröffent­
licht worden. Beim gegenwärtigen Stand
des Gemeinschaftsrechts sei die Zustän­
digkeit für den Erlaß von Entscheidun­
gen nach Artikel 2 der Verordnung Nr.
17 keinesfalls einem der Beamten, Direk­
toren oder sogar Generaldirektoren
übertragen worden. Den Umstand, daß
die Direktoren der GD IV nicht ermäch­
tigt seien, verbindliche Erklärungen im
Namen der Kommission abzugeben,
habe der Gerichtshof im übrigen bereits
in dem Urteil Frubo, Slg. 1975, 563,
Randnr. 20 der Entscheidungsgründe,
herausgestellt.

Das Schreiben könne daher in keiner
Weise als Verlautbarung des zuständigen
Organs angesehen werden. Im übrigen
sei diesem Schreiben im Gegensatz zu
dem, was sich in den obengenannten Ze-
ffiewi-Rechtssachen ereignet habe, keine
Beratung oder Handlung seitens des die
Kommission darstellenden Kollegiums
der Kommissare vorausgegangen.

b) Wesentliche Formvorschriften

Das fragliche Schreiben sei auch keine
Rechtshandlung, die einen endgültigen

Beschluß darstelle, dessen äußere Form die
Feststellung seiner Rechtsnatur gestatte. An
keiner Stelle des Schreibens sei davon die
Rede, daß es sich um eine „Entschei­
dung" handele, noch werde auf irgend­
eine Weise gesagt, daß ein Beschluß ge­
troffen worden sei. Wie das vorlegende
Gericht festgestellt habe, enthalte das
Schreiben auch nicht das Wort „Nega­
tivattest". In ihm werde von keiner der
üblichen Formen Gebrauch gemacht, die
sämtlich in den zahlreichen Entscheidun­
gen der Kommission zu Negativattesten
anzutreffen seien (Angabe der Rechts­
grundlagen, ausdrückliche Begründung,
Tenor usw.). Daneben sei es, wie das
Tribunal de Commerce zutreffend fest­
gestellt habe, verfaßt worden, ohne daß
die in der Verordnung Nr. 17 vorgese­
hene Veröffentlichung stattgefunden
hätte. Es sei nicht, wie nach Artikel 21
Absatz 1 dieser Verordnung vorgesehen,
im Amtsblatt veröffentlicht worden und
sei auch nicht in der Liste der Entschei­
dungen enthalten, die die Kommission
jedes Jahr als Anhang zu dem jährlichen
Bericht über die Wettbewerbspolitik ver­
öffentliche. Ganz im Gegenteil sei einem
dieser Berichte (Fünfter Bericht, 1975, S.
55, Nr. 59) zu entnehmen, daß sich die
Tätigkeit der Kommission in diesem Be­
reich nicht auf förmliche Entscheidungen
erstreckt habe, was unter anderem ein
Hinweis darauf gewesen sei, daß die
Kommission nicht beabsichtigt habe, in
diesem Bereich Entscheidungen zu tref­
fen.

Die Anhäufung dieser Indizien ist nach
Auffassung der Kommission ausreichend,
um darzutun, daß es sich bei dem
Schreiben nicht um eine Entscheidung
handele, da es an einer ganzen Reihe
wesentlicher Formen fehle.

c) Verbindlicher Charakter

Dieses Schreiben könne höchstens als ein
Verwaltungsschreiben angesehen wer-
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den,. mit dem ein Unternehmen davon
unterrichtet werde, daß die zuständige
Dienststelle der Kommission nach den
ihr bekannten Tatsachen keinen Anlaß
mehr sehe, gegen bei ihr angemeldete
Vereinbarungen nach Artikel 85 Absatz 1
des Vertrages von Rom einzuschreiten.

Von dieser Wirkung abgesehen beein­
trächtige das Schreiben die Interessen
von Estéé Lauder nicht, da diese sich je­
derzeit auf die von ihr vorgenommene
Mitteilung berufen könne, deren Rechts­
wirkung auch dann erhalten bleibe, wenn
das Verfahren eingestellt werde. Das
Schreiben sei für Estéé Lauder nicht ver­
bindlich.

Sollte dieses Schreiben — da es sich auf
die Feststellung beschränke, daß ein Ver­
stoß gegen die Wettbewerbsvorschriften
nicht gegeben sei — folglich zwar keine
Rechts-, aber doch Verwaltungswirkun­
gen haben, so sei es lediglich die Kom­
mission, die mangels neuer Tatsachen
gegen diese Vereinbarungen nicht mehr
einschreiten und insbesondere keine
Geldbußen mehr verhängen könne.

Aus allen diesen Gründen ist die Kom­
mission der Ansicht, das fragliche Schrei­
ben könne nicht als eine Entscheidung
im Sinne von Artikel 189 Absatz 4
EWG-Vertrag angesehen werden.

2. Der Gegenstand des Schreibens

Die Kommission nimmt Bezug auf ihre
schriftlichen Erklärungen in den verbun­
denen Rechtssachen 253/78 und 1 bis
3/79 und erinnert daran, daß sie be­
schlossen habe, im Bereich der Parfümin­
dustrie unter der Voraussetzung nicht
einzuschreiten, daß sämtliche, insbeson­
dere den zugelassenen Wiederverkäufern
auferlegten, unmittelbaren oder mittelba­
ren Ausfuhr- oder Einfuhrverbote sowie
die diesen Verkäufern auferlegte Ver­
pflichtung aufgehoben würden, sich bei
der Wiederein- oder -ausfuhr an die fest­
gesetzten Preise zu halten.

Die Überlegung, die die Kommission zu
der Estéé Lauder durch das Schreiben
mitgeteilten Stellungnahme geführt habe,
sei ähnlich wie diejenige, die dem in Ar­
tikel 2 der Verordnung Nr. 17 vorgese­
henen Negativattest zugrunde liege. Das
Tribunal de Commerce sei daher zu
Recht der Ansicht gewesen, daß das frag­
liche Schreiben „auf ein Negativattest
hinauszulaufen scheint, das das Fehlen
einer Zuwiderhandlung gegen die Be­
stimmungen des Artikels 85 Absatz 1 des
Vertrages von Rom feststellt (und nicht
auf eine Befreiung zum Verbot von Ab­
sprachen gemäß Artikel 85 Absatz 3)".

Auch der Wortlaut des Schreibens weise
auf eine solche Schlußfolgerung hin,
wenn er davon spreche, daß die betref­
fenden Verträge als „unter Berücksichti­
gung des wirtschaftlichen Zusammen­
hangs, in dem sie sich auswirken, von
den Wettbewerbsvorschriften des EWG-
Vertrags nicht betroffen anzusehen"
seien. Eine solche Formulierung sei nur
in dem Sinn zu verstehen, daß mit ihr
ausgedrückt werden solle, daß die betref­
fenden Verträge keinen Verstoß gegen
Artikel 85 Absatz 1 darstellten und daher
nicht in den Anwendungsbereich dieser
Bestimmung fielen.

Nach Auffassung der Kommission be­
steht daher Anlaß zu der Feststellung,
daß die Überlegung, die dem an Estéé
Lauder gerichteten Schreiben zugrunde
liege, derjenigen ähnlich sei, die die
Kommission anstelle, wenn sie eine Ent­
scheidung über die Erteilung eines Nega­
tivattests treffe.

Zur zweiten Frage

Da die Kommission der Auffassung ist,
die erste Frage sei nicht zu bejahen, hält
sie die zweite Frage für gegenstandslos.
Die Kommission bemerkt gleichwohl, es
sei davon auszugehen, daß das dieser
Rechtssache zugrunde liegende Schrei­
ben Dritten nicht entgegengehalten wer-
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den könne und für die Gerichte der Mit­
gliedstaaten auch nicht bindend sei, da es
sich nicht um eine förmliche Entschei­
dung handele und da in jedem Fall selbst
eine förmliche Entscheidung über die Er­
teilung eines Negativattests naturgemäß
allein aufgrund der der Kommission be­
kannten Tatsachen ergangen und nor­
malerweise für die Gerichte der Mit­
gliedstaaten nicht bindend sei.

Zur dritten Frage

Da die Kommission meint, das Verfah­
ren im Sinne von Artikel 9 Absatz 3 der
Verordnung Nr. 17 in dieser Angelegen­
heit nie eingeleitet zu haben, ist sie der
Ansicht, dem Tribunal de Commerce sei
zu antworten, seine Zuständigkeit, die
Bestimmungen des Artikels 85 Absatz 1
anzuwenden, sei bereits aus diesem
Grunde gegeben.

Im übrigen gehe bereits aus dem Urteil
des Gerichshofes in der Rechtssache
BRT I, Sig. 1974, 51, hervor, daß der
Umstand, daß die in Artikel 9 Absatz 3
der Verordnung Nr, 17 enthaltene Be­
zeichnung „Behörden der Mitgliedstaa­
ten" in einigen Mitgliedstaaten auch
Gerichte umfasse, die besonders damit
betraut seien, das nationale Wett­
bewerbsrecht anzuwenden oder die Ge­
setzmäßigkeit seiner Anwendung durch
die Verwaltungsbehörden zu überwa­
chen, ein Gericht, vor dem die unmittel­
bare Wirkung von Artikel 86 geltend ge­
macht werde, nicht davon entbinden
könne, seine Entscheidung zu fällen.

Artikel 9 der Verordnung Nr. 17 könne
die Befugnisse eines solchen Gerichts,
den Gerichtshof um eine Vorabentschei­
dung zu ersuchen, nicht schmälern. Leite
die Kommission ein Verfahren nach Ar­
tikel 3 der Verordnung Nr. 17 ein, so
könne das Gericht aber seine Entschei­
dung aussetzen, bis die Kommission ihr
Verfahren abgeschlossen habe, wenn ihm

das aus Gründen der Rechtssicherheit
geboten erscheine.

Unter Bezugnahme auf Randnr. 3 der
Entscheidungsgründe in dem Urteil Walt
Wilhelm, Slg. 1968, 1, betont die Kom­
mission außerdem, Artikel 9 Absatz 3 der
Verordnung Nr. 17 beziehe sich jeden­
falls nicht auf den Fall, daß die Behör­
den der Mitgliedstaaten ihr innerstaatli­
ches Recht anwenden wollten.

Im Ergebnis schlägt die Kommission vor,
die vom Tribunal de Commerce Paris
vorgelegten Vorabentscheidungsfragen
wie folgt zu beantworten :

„Das Gemeinschaftsrecht erlaubt es
nicht, ein Schreiben wie das am 23. März
1977 an Estée Lauder gerichtete als eine
Entscheidung über die Erteilung eines
Negativattests im Sinne von Artikel 2 der
Verordnung Nr. 17 anzusehen.

Die einzelstaatlichen Gerichte sind dafür
zuständig, im Rahmen ihnen unterbreite­
ter privatrechtlicher Streitigkeiten festzu­
stellen, daß bestimmte Vereinbarungen
einen Verstoß gegen das Verbot des Ar­
tikels 85 Absatz 1 darstellen; dies gilt
insbesondere dann, wenn die Kommis­
sion kein Verfahren im Sinne von Artikel
9 Absatz 3 der Verordnung Nr. 17 einge­
leitet hat."

III — Mündliche Verhandlung

Die Beklagte des Ausgangsverfahrens,
vertreten durch Rechtsanwalt C. Lebel,
und die Kommission der Europäischen
Gemeinschaften, vertreten durch Herrn
J-F . Verstrynge, haben in der Sitzung
vom 16. Oktober 1979 mündliche Aus­
führungen gemacht.

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in der Sitzung vom 22. November
1979 vorgetragen.
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IV — Wiedereröffnung der münd­
lichen Verhandlung

Der Gerichtshof hat mit Beschluß vom
16. Januar 1980 die mündliche Verhand­
lung in der vorliegenden Rechtssache so­
wie in den verbundenen Rechtssachen
253/78, 1 bis 3/79 und in der Rechts­
sache 99/79 wiedereröffnet und die Be­
teiligten der Ausgangsverfahren, die Mit­
gliedstaaten, den Rat und die Kommis­
sion aufgefordert, zu drei Fragen Stel­
lung zu nehmen '.

Die Beklagte des Ausgangsverfahrens,
vertreten durch Rechtsanwalt Lebel, die
britische, die dänische, die französische,

die belgische, die deutsche und die
niederländische Regierung sowie die
Kommission haben schriftliche Antwor­
ten auf diese Fragen eingereicht2.

Die Beklagte des Ausgangsverfahrens,
vertreten durch Rechtsanwalt Lebel, die
Regierung des Vereinigten Königreichs,
vertreten durch Rechtsanwalt Scott, und
die Kommission, vertreten durch Herrn
Verstrynge, haben in der Sitzung vom
29. April 1980 mündliche Ausführungen
gemacht.

Der Generalanwalt hat in der Sitzung
vom 24. Juni 1980 ergänzende Schlußan­
träge vorgetragen.

Entscheidungsgründe

1 Das Tribunal de Commerce Paris (Dritte Kammer) hat dem Gerichtshof mit
Urteil vom 28. Februar 1979, bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen
am 2. März 1979, gemäß Artikel 177 des Vertrages mehrere Vorabentschei­
dungsfragen nach der Auslegung von Artikel 85 des Vertrages und einiger
Bestimmungen der Verordnung Nr. 17 des Rates vom 6. Februar 1962
(ABl. 1962, S. 204) vorgelegt.

2 Diese Fragen sind im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen der Gesellschaft
Estéé Lauder und einer Parfümerieeinzelhändlerin, die nicht zu dem von
Estéé Lauder errichteten selektiven Vertriebsnetz gehört, aufgeworfen wor­
den. Da sich Estéé Lauder geweigert hatte, eine von dieser Parfümerieeinzel­
händlerin aufgegebene Bestellung auszuführen, ist sie von dieser am 5. Mai
1978 vor dem Tribunal de Commerce Paris auf Vornahme der bestellten Lie­
ferung und auf Zahlung von Schadensersatz verklagt worden. Die Klage
wird auf die Verletzung von Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe a der französi-

1 _ Der Text des Beschlusses ist im Urteil des Gerichtshofes in den verbundenen Rechtssachen 253/78 und 1 bis 3/79 wieder­
gegeben.

2 — Die eingereichten Erklärungen sind im Urteil des Gerichtshofes in den verbundenen Rechtssachen 253/78 und 1 bis 3/79
zusammengefaßt. Die von der Beklagten des Ausgangsverfahrens in der vorliegenden Rechtssache eingereichten Erklä­
rungen entsprechen den Erklärungen, die die Antragsgegner der Ausgangsverfahren in den vorgenannten verbundenen
Rechtssachen abgegeben haben.
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schen Preisverordnung Nr. 45-1483 vom 30. Juni 1945 gestützt, der die Ver­
kaufsweigerung untersagt. Außerdem trug die Klägerin des Ausgangsverfah­
rens vor, das von Estéé Lauder zur Rechtfertigung ihrer Verkaufsweigerung
angeführte selektive Vertriebssystem verstoße gegen Artikel 85 Absatz 1 des
Vertrages.

3 Estéé Lauder machte zu ihrer Verteidigung geltend, die Verträge über ihr
Vertriebssystem, das sowohl auf quantitativen als auch auf qualitativen Aus­
wahlkriterien beruhe, seien von der Kommission der Europäischen Gemein­
schaften als mit den gemeinschaftlichen Wettbewerbsvorschriften in Einklang
stehend anerkannt worden, und diese Billigung der Kommission stehe der
Anwendung der im innerstaatlichen Wettbewerbsrecht vorgesehenen Verbote
entgegen. In diesem Zusammenhang berief sich Estéé Lauder auf ein Schrei­
ben der Generaldirektion Wettbewerb der Kommission vom 23. März 1977,
mit dem mitgeteilt wurde, daß „der Vertriebshändlervertrag und die von
Ihrer Gesellschaft in Frankreich angewendeten Verkaufsbedingungen unter
Berücksichtigung des wirtschaftlichen Zusammenhangs, in dem sie sich aus­
wirken, als von den Wettbewerbsvorschriften des EWG-Vertrags nicht be­
troffen angesehen werden können".

4 Das Tribunal de Commerce Paris hat das Verfahren ausgesetzt und dem
Gerichtshof folgende Vorabentscheidungsfragen vorgelegt:

„1 . Stellt das Schreiben der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
vom 23. März 1977, in dem das Wort ,Negativattesť nicht vorkommt
und das offenbar übersandt wurde, ohne daß die in der Verordnung
Nr. 17 vorgeschriebene Veröffentlichung stattgefunden hätte, ein
Negativattest dar?

2. Stellt, falls die erste Frage bejaht wird, das Schreiben vom 23. März
1977 eine Entscheidung der Kommission dar, die Dritten entgegengehal­
ten werden kann und für die Gerichte der Mitgliedstaaten der Gemein­
schaft bindend ist?

3. Falls die erste oder die zweite Frage verneint wird: Hat eine Einleitung
des Verfahrens im Sinne von Artikel 9 Absatz 3 der Verordnung Nr. 17
stattgefunden, und welches sind die Stellen, die gegenwärtig für die An­
wendung des Artikels 85 Absatz 1 des Vertrages zuständig sind?"
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Zur ersten und zur zweiten Frage

5 Mit der ersten Frage wird der Gerichtshof ersucht, die Rechtsnatur eines
Schreibens, wie es von der Generaldirektion Wettbewerb der Kommission an
die Beklagte des Ausgangsverfahrens gerichtet wurde, zu bestimmen. Mit der
zweiten Frage wird er gebeten, die Wirkungen aufzuzeigen, die derartige
Schreiben im Hinblick auf die innerstaatlichen Gerichte entfalten können.

6 Artikel 87 Absatz 1 des Vertrages hat den Rat ermächtigt, alle zweckdienli­
chen Verordnungen oder Richtlinien zur Verwirklichung der in den Artikeln
85 und 86 niedergelegten Grundsätze zu erlassen. Aufgrund dieser Ermächti­
gung erließ der Rat Verordnungen — unter anderem die Verordnung Nr. 17
vom 6. Februar 1962 (ABl. 1962, S. 204) —, die der Kommission die Befugnis
verliehen haben, verschiedene Arten von Verordnungen, Entscheidungen und
Empfehlungen zu erlassen.

7 Zu dem der Kommission damit für die Erfüllung ihrer Aufgabe zur Verfü­
gung gestellten Instrumentarium gehören die Negativatteste und die Erklä­
rungen nach Artikel 85 Absatz 3. In bezug auf die Negativatteste bestimmt
Artikel 2 der Verordnung Nr. 17 des Rates, daß die Kommission auf Antrag
der beteiligten Unternehmen feststellen kann, daß nach den ihr bekannten
Tatsachen für sie kein Anlaß besteht, gegen eine Vereinbarung, einen Be­
schluß oder eine Verhaltensweise aufgrund von Artikel 85 Absatz 1 oder von
Artikel 86 des Vertrages einzuschreiten. In bezug auf die Erklärungen nach
Artikel 85 Absatz 3 sehen die Artikel 6 ff. der Verordnung Nr. 17 vor, daß
die Kommission Entscheidungen erlassen kann, mit denen die Bestimmungen
des Artikels 85 Absatz 1 auf eine bestimmte Vereinbarung für nicht anwend­
bar erklärt werden, sofern diese bei ihr angemeldet wurde, es sei dann, daß
sie nach Artikel 4 Absatz 2 dieser Verordnung von der Anmeldung befreit ist.

8 Die Verordnung Nr. 17 und die Verordnungen zu ihrer Durchführung legen
die Regeln fest, die die Kommission bei Erlaß der vorerwähnten Entschei­
dungen zu beachten hat. Will die Kommission ein Negativattest aufgrund des
genannten Artikels 2 erteilen oder eine Erklärung nach Artikel 85 Absatz 3
abgeben, so ist sie gemäß Artikel 19 Absatz 3 der Verordnung Nr. 17 insbe­
sondere verpflichtet, den wesentlichen Inhalt des Antrags oder der Anmel­
dung mit der Aufforderung an alle betroffenen Dritten zu veröffentlichen,
der Kommission innerhalb einer von ihr festzusetzenden Frist Bemerkungen
mitzuteilen. Nach Artikel 21 Absatz 1 der Verordnung sind die Entscheidun-
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gen über ein Negativattest und die Freistellungsentscheidungen zu veröffent­
lichen.

9 Es ist offensichtlich, daß ein Schreiben wie das von der Generaldirektion
Wettbewerb an die Beklagte des Ausgangsverfahrens gerichtete, das abge­
sandt worden ist, ohne daß die Veröffentlichungsvorschriften des Artikels 19
Absatz 3 der Verordnung Nr. 17 beachtet wurden, und das auch nicht nach
Artikel 21 Absatz 1 dieser Verordnung veröffentlicht worden ist, weder ein
Negativattest noch eine Erklärung nach Artikel 85 Absatz 3 im Sinne der
Artikel 2 und 6 der Verordnung Nr. 17 darstellt. Wie die Kommission selbst
hervorhebt, handelt es sich lediglich um ein Verwaltungsschreiben, durch das
dem beteiligten Unternehmen die Ansicht der Kommission mitgeteilt wird,
daß für sie kein Anlaß besteht, gegen die fraglichen Verträge aufgrund von
Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages einzuschreiten, und daß das Verfahren
somit eingestellt werden kann.

io Ein derartiges, nur auf die der Kommission bekannten Tatsachen gestütztes
Schreiben, das eine Beurteilung der Kommission wiedergibt und ein von den
zuständigen Dienststellen der Kommission durchgeführtes Untersuchungs­
verfahren beendet, hindert die innerstaatlichen Gerichte, vor denen die Un­
vereinbarkeit der fraglichen Vereinbarungen mit Artikel 85 geltend gemacht
wird, nicht daran, aufgrund der ihnen vorliegenden Tatsachen eine andere
Beurteilung dieser Vereinbarungen vorzunehmen. Die in derartigen Schrei­
ben mitgeteilte Ansicht bindet zwar die innerstaatlichen Gerichte nicht; sie
stellt aber einen tatsächlichen Umstand dar, den diese Gerichte bei ihrer Prü­
fung der Frage, ob die betreffenden Vereinbarungen und Verhaltensweisen
mit Artikel 85 vereinbar sind, berücksichtigen können.

1 1 Die ersten beiden Fragen des vorlegenden Gerichts sind in diesem Sinne zu
beantworten.

Zur dritten Frage

i2 Mit der dritten Frage soll die Zuständigkeit der innerstaatlichen Gerichte für
die Anwendung von Artikel 85 Absatz 1 unter Berücksichtigung des Arti­
kels 9 Absatz 3 der Verordnung Nr. 17 geklärt werden; diese Vorschrift
bestimmt:

2499



URTI-N. VOM IO. 7. IWO — R I-C MI SSAC H K 37/79

„Solange die Kommission kein Verfahren nach Artikel 2, 3 oder 6 eingeleitet
hat, bleiben die Behörden der Mitgliedstaaten zuständig, Artikel 85 Absatz 1
und Artikel 86 nach Artikel 88 des Vertrages anzuwenden . .."

u Wie der Gerichtshof in seinem Urteil vom 30. Januar 1974 in der Rechts­
sache 127/73 (BRT/Sabam, Slg. 1974, 51) entschieden hat, lassen die in den
Artikeln 85 Absatz 1 und 86 enthaltenen Verbote, da sie ihrer Natur nach
geeignet sind, in den Beziehungen zwischen einzelnen unmittelbare Wirkun­
gen zu erzeugen, unmittelbar in deren Person Rechte entstehen, welche die
Gerichte der Mitgliedstaaten zu wahren haben. Diesen Gerichten die Zustän­
digkeit hierfür unter Berufung auf Artikel 9 der Verordnung Nr. 17 abzu­
sprechen, würde bedeuten, daß den einzelnen Rechte genommen würden,
die ihnen aufgrund des Vertrages selbst zustehen. Somit kann der Umstand,
daß die Kommission ein Verfahren nach Artikel 2, 3 oder 6 dieser Verord­
nung eingeleitet hat, das innerstaatliche Gericht, vor dem die unmittelbare
Wirkung von Artikel 85 Absatz 1 geltend gemacht wird, nicht davon entbin­
den, seine Entscheidung zu fällen.

H In diesem Fall kann das innerstaatliche Gericht aber seine Entscheidung aus­
setzen, bis die Kommission ihr Verfahren abgeschlossen hat, wenn ihm dies
aus Gründen der Rechtssicherheit geboten erscheint. Jedoch ist in diesem
Zusammenhang darauf hinzuweisen, daß — wie der Gerichtshof bereits in
seinem Urteil vom 6. Februar 1973 in der Rechtssache 48/72 (Brasserie de
Haecht II, Slg. 1973, 77) entschieden hat — „Artikel 9, indem er von der
Einleitung eines Verfahrens nach Artikel 2, 3 und 6 spricht, offensichtlich
einen hoheitlichen Rechtsakt der Kommission voraussetzt, der deren Willen
zum Ausdruck bringt, eine Entscheidung nach den genannten Artikeln her­
beizuführen".

is Ein Verwaltungsschreiben, wie es an die Beklagte des Ausgangsverfahrens
gerichtet wurde, bringt keineswegs einen solchen Willen zum Ausdruck, son­
dern läßt vielmehr erkennen, daß das Verfahren eingestellt worden ist und
der Erlaß einer Entscheidung nicht in Betracht gezogen wird.

i6 Sonach ist auf die dritte Frage zu antworten, daß die Zuständigkeit der
innerstaatlichen Gerichte, vor denen die unmittelbare Wirkung von Artikel
85 Absatz 1 geltend gemacht wird, nicht durch Artikel 9 Absatz 3 der Ver­
ordnung Nr. 17 eingeschränkt wird. Jedenfalls stellt ein Verwaltungsschrei-
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ben, durch das dem beteiligten Unternehmen die Einstellung des ihn betref­
fenden Verfahrens mitgeteilt wird, keine Einleitung eines Verfahrens nach
Artikel 2, 3 oder 6 der Verordnung Nr. 17 dar.

Kosten

i7 Die Auslagen der belgischen Regierung, der dänischen Regierung, der fran­
zösischen Regierung, der niederländischen Regierung, der Regierung der
Bundesrepublik Deutschland, der Regierung des Vereinigten Königreichs
und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die Erklärungen
beim Gerichtshof eingereicht haben, sind nicht erstattungsfähig. Für die Par­
teien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem vor
dem nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist
daher Sache dieses Gerichts.

Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF

aui uie mm vorn Tribunal de Commerce Paris mit Urteil vom 28. Februar
1979 vorgelegten Fragen für Recht erkannt:

1. Ein Verwaltungsschreiben, durch das dem beteiligten Unternehmen
die Ansicht der Kommission mitgeteilt wird, daß für sie kein Anlaß
besteht, gegen bestimmte Vereinbarungen aufgrund von Artikel 85
Absatz 1 des Vertrages einzuschreiten, hindert die innerstaatlichen
Gerichte, vor denen die Unvereinbarkeit der fraglichen Vereinbarun­
gen mit Artikel 85 geltend gemacht wird, nicht daran, aufgrund der
ihnen vorliegenden Tatsachen eine andere Beurteilung dieser Ver­
einbarungen vorzunehmen. Die in derartigen Schreiben mitgeteilte
Ansicht bindet zwar die innerstaatlichen Gerichte nicht; sie stellt aber
einen tatsächlichen Umstand dar, den diese Gerichte bei ihrer Prü­
fung der Frage, ob die betreffenden Vereinbarungen oder Verhaltens­
weisen mit Artikel 85 vereinbar sind, berücksichtigen können.

2. Die Zuständigkeit der innerstaatlichen Gerichte, vor denen die unmit­
telbare Wirkung von Artikel 85 Absatz 1 geltend gemacht wird, wird
nicht durch Artikel 9 Absatz 3 der Verordnung Nr. 17 eingeschränkt.
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Jedenfalls stellt ein Verwaltungsschreiben, durch das dem beteiligten
Unternehmen die Einstellung des ihn betreffenden Verfahrens mitge­
teilt wird, keine Einleitung eines Verfahrens nach Artikel 2, 3 oder 6
der Verordnung Nr. 17 dar.

Kutscher O'Keeffe Touffait Mertens de Wilmars Pescatore

Mackenzie Stuart Bosco Koopmans Due

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 10. Juli 1980.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident

H. Kutscher

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS
GERHARD REISCHL

VOM 22. NOVEMBER 1979

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Auch in dem Verfahren, zu dem ich jetzt
Stellung nehme, geht es um ein selektives
Vertriebssystem im Bereich der Parfüm­
industrie, wie es schon in den verbunde­
nen Rechtssachen 253/78 und 1 bis 3/79
eine Rolle spielte.
Es wird von der im Jahre 1967 gegründe­
ten französischen Gesellschaft Estéé Lau­
der, einer Tochtergesellschaft der kana­
dischen Gesellschaft Estéé Lauder Cos­
metics Limited, praktiziert. Erstere be­
zieht in Belgien und in Großbritannien
erzeugte Schönheitsmittel und Parfüms
und vertreibt sie über ein Netz autori­

sierter Händler im Gemeinsamen Markt.
Zu Einzelheiten darf ich auf das Vorla­
geurteil des Tribunal de Commerce de
Paris, insbesondere auf die Seiten 7 f.
und 10 der deutschen Fassung dieses
Urteils, verweisen.

Von der Vertriebsorganisation hat die
Kommission dadurch Kenntnis erhalten,
daß die Gesellschaft Estéé Lauder ihr am
11. Januar 1977 den für Einzelhändler in
Frankreich bestimmten Mustervertrag
und die allgemeinen Verkaufsbedingun­
gen mitgeteilt hat. In einem von einem
Direktor der Generaldirektion Wettbe­
werb unterzeichneten Schreiben vom 23.
März 1977 wurde daraufhin erklärt, es
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